
..... I Pauschale Forderungen anstatt gezielte 
BeJagungl Das Rehwild in den Wäldern 
von Rheinland-Pfalz geriet gemeinsam 
mit dem Rotwild erneut In die "Schuss
linie" von Lobbyisten. 

• Die Ausbildungs- und Pro
fungspraxis zum Jagdschein 
müsse verstärkt forstwirt
schaftliehe und ökologische 
Inhalte berücksichtigen. 

• Das Verfahren der Abschuss
planung sollte effizienter 
gestaltet werden. Beim Reh
wild sollte ein "Mindestab
schussplan" die bisherige 
Abschussplanung ersetzen . 

• Beim abschussplanpfiichti
gen Hochwild sollte der 
"körperliche Nachweis der 
tatsächlichen Erlegung" 
(wieder) eingeführt werden. 

Schalenwild 
und Wald 

• Die Fütterung von Schalen
wild ist grundsätzlich zu un
tersagen. 

• Effiziente Jagdmethoden 
wie zum Beispiel Bewe
gungsjagden sind zu fördern. 

• Gleichzeitig ist die Jagdzeit 
auf Rehböcke auf die des 
weiblichen Rehwilds auszu
dehnen. 

Weiter heißt es unter ande
rem: Der Kreisjagdmeister 
sollte von den Jagdrechtsin
habern (und nicht - wie bis
her - von den Inhabern des 
Jagdausübungsrechts) ge
wählt werden. 

Ministerin Margit Conrad stellte in Mainz ein Positionspapier 
von Vertretern des Waldeigentums in Rheinland-Pfalz vor. 

Für den 26. Januar 2004 
hatte die rheinland-pfal
zische Forstministerin 

Margit Conrad zu einer Pres
sekonferenz nach Mainz gela
den, um ein Positionspapier 
der Waldeigentümer zum 
Thema "Wald und Schalen
wild" vorzustellen. Erläutert 
wurden die Positionen und 
Forderungen von der Ministe
rin selbst und den Vertretern 
des Waldeigentums, Raimer 
Steenbock (Geschäftsführer 
des Gemeinde- und Städte
bunds Rheinland-Pfalz) und 
Hermann I1aender (Präsident 
beim Deutschen Forstwirt
schaftsrat e. V,) sowie Dr. 
Franz Straubinger von der 
"Arbeitsgemeinschaft natur
gemäße Waldwirtschaft". 
Das vorgestellte Positionspa
pier enthielt nicht viel grund
legend Neues. Beklagt wurde 
darin, dass der Wald auf 

großer Fläche seine ökonomi
schen und ökologischen Auf
gaben wegen zu hoher Scha
lenwildbestände nicht erfül
len könne. "Die gravierenden 
und fortwährenden Wildschä
den am Wald, wie sie vieler
orts seit Jahrzehnten vor al
lem durch Reh- und Rotwild 
verursacht werden, stehen im 
Widerspruch zum gesetzli
chen und gesellschaftspoliti
schen Auftrag, dem sich die 
jagdlichen Interessen unter
zuordnen haben". 
Die "Waldbaulichen Gutach
ten" bewiesen, dass sich die 
Verbisssituation beim Rehwild 
nur leicht und die Schälscha
denssituation beim Rotwild 
überhaupt nicht verbessert ha
be - auf jeweils hohem_Scha
densniveau. Das habe durch 
Produktionsausfall zu hohen 
Vermögensverlusten bei den 
Waldbesitzern, zu Stabilitäts-

verlusten in den Wäldern und 
zur Artenverarmung geführt. 
Die Schäl schäden summierten 
sich zu Einbußen in Höhe von 
100 bis 200 Euro je Hektar und 
Jahr, die Verbissschäden müss
ten mit etwa 20 bis 30 Euro je 
Hektar und Jahr angesetzt wer
den. Demgegenüber stehen die 
Pachteinnahmen für Hoch
wildjagden in Höhe von 20,81 
Euro (Durchschnitt) bei einer 
Spanne von rund zehn bis 150 
Euro je Hektar und Jahr. 
Eine naturnahe Waldbewirt
schaftung sei - so das Positi
onspapier - auf großer Fläche 
nicht umsetzbar, die gegen
wärtige Wald-/Wildsituation 
entspräche daher nicht den 
Kriterien der forstlichen Zer
tifizierungssysteme. Das Pa
pier enthält weiter eine Analy
se der Ursachen dieser (Fehl-) 
Entwicklung und fordert 
Konsequenzen: 

Abschließend fordert das Po
sitionspapier die Durch
führung Revier übergreifen
der Maßnahmen des Lebens
raurnrnanagements und von 
Jagdstrategien insbesondere 
in Rotwildrevieren. 

Anmerkungen dazu 
Um dem Leser einen Ein
druck von dieser "Pressekon
fernz" zu vermitteln, sei es 
dem Verfasser gestattet, hier 
noch einige "Schlaglichter" 
daraus und ihre Wirkung auf 
den Autor zu schildern: 
"Alter Wein aus neuen Schläu
chen", so bewertete der LN
Präsident Kurt-AIexander 
Michael das vorgestellte Posi
tionspapier in seiner Stellung
nahme. Es ist schon etwas 
merkwürdig, dass dieses Pa
pier, das ja nicht einmal ansatz
weise ohne die 17000 Jäger 
in Rheinland-Pfalz umgesetzt 



. , 

werden könnte, ohne Mitwir
kung derselben entstanden und 
von der für Forst und Jagd zu
ständigen Ministerin der Öf
fentlichkeit präsentiert wurde. 
Nicht einmal eingeladen hatte 
man den Landesjagdverband 
zu dieser Präsentation. 
Um die Ministerin herum hatte 
sich in Mainz eine ,,Allianz ge
gen das Wild" zusammenge
funden. Thr Wortfiihrer war Dr. 
Straubinger, Landesvorsitzen
der der ,,Arbeitsgemeinschaft 
naturgemäße Waldwirtschaft" 
(ANW), der in der ihm eigenen 
demagogischen Art und Weise 
seine Sicht der Dinge darlegte. 
Zehn Ziele hätte seine ANW 
vor fünfzig Jahren formuliert, 
neun davon seien inzwischen 

eicht, eines nicht: nämlich 
"angepasste Wildbestände" ! 
Hermann Ilaender begrüßte in 
seinem Statement, dass sich 
nun endlich ein ,,Aktionsbünd
nis Schalenwild gegen Wald" 
zusammengefunden habe. 

Deprimierend 
Es war aus Sicht eines Jägers 
und (antiquierten?) Forstman
nes schon deprimierend, fest
stellen zu müssen, dass das 
heimische Wild bei Politik und 
Waldbesitz offensichtlich kei
ne Lobby hat. Auf die Frage 
des Berichterstatters, ob es 
dem Gremium bekannt sei, 
dass es kein Junktim zwischen 
Waldwildschäden und Wild
. standshöhe gebe, sondern 
~ss auch falsche Jagdstrate

gien, hoher Jagddruck und un
kanalisierter Druck durch die 
Erholung suchende Bevölke
rung die Schadenssituation er
heblich negativ beeinflussen 
könnten, wurde geantwortet, 
"natürlich seien Waldwild
schäden zum überwiegenden 
Anteil immer das Ergebnis zu 
hoher Wildbestände". 
Dr. Straubinger & Co finden 
offensichtlich bei der Politik 
immer ein offenes Ohr für ihre 
Vorstellungen und Interessen, 
die Vertreter der Ansprüche 
des Wildes an Lebensraum 

. und "naturgemäße" Sozial
strukturen aber ebenso offen
sichtlich nicht. Die Ministerin 
legte dar, dass aus ihrer Sicht 
die Jagdstrecken bei den 
Waldwildschaden verursa
chenden Schalenwildarten zu 
gering seien, "es müsse ein-

( Aktuell'. 

fach mehr Reh- und Rotwild 
geschossen werden". 
Niemand kann bestreiten, dass 
es in Rheinland-Pfalz Reviere 
mit zu hohen Schalenwildbe
ständen gibt und diese tatsäch
lich erhebliche Schäden am 
Wald verursachen. Nur: Dies 
Problem muss punktuell in 
diesen Revieren gelöst werden 
und nicht in der Gesamt-Jagd
fläche unseres Landes. Und 
die betroffenen Waldbesitzer 
habenja auch heute schon vie
le Möglichkeiten, sich dage
gen zu wehren. Sie sind ja 
nicht rechtlos, sondern müs
sen jeden Abschussplan quer 
schreiben. Und die Kreisjagd
beiräte, die über die Abschus
spläne mitbestimmen, setzen 
sich auch heute schon aus dem 
Kreisjagdmeister und vier Ver
tretern der Jägerschaft, zwei 
Vertretern der Forstwirtschaft, 
drei der Landwirtschaft, zwei 

der Jagdgenossenschaften und 
einem Vertreter der Gemein
den zusammen - was eine 
Zweidrittelmehrheit für die 
Nich~äger bedeutet. Warum 
also das Herumhacken auf den 
Jägern, wenn die Interessens
vertreter des Grundbesitzes 
für manche Reviere ihrer Ver
antwortung für den Wald nicht 
nachkommen? 
Diese Pressekonferenz war für 
mich deprimierend. Wären da 
nicht auch die aus Fördermit
teIn des Landes mitfinanzier
ten Modellprojekte für das 
Rotwild (z. B. im Rotwildring 
OsburgiSaar), man hätte den 
Eindruck mit nach Hause neh
men können, man wolle den 
wildleeren Wald. Daran konn
te auch die Aussage der Minis
terin nichts ändern, dass man 
genau dies nicht wolle, aber 
"angepasste Wildbestände" . 
Und über diesen Begriff gehen 
die Meinungen und Auslegun
gen ganz sicherlich weit aus
einander. Bernd Krewer 

Ä I Schienen mit 
dem Verlauf 
der Presse
Imnferenz 
zufrieden zu 
seim Initiator 
Dr. franz 
Straubinger (I.) 
und Ministerin 
Margit Conrad. 


